
KLIENTEN-INFO – WIRTSCHAFTS- & STEUERRECHT FÜR DIE PRAXIS MAI 2017

INHALT MAI 2017

Vor Jahreswechsel haben wir noch über 

diese KMU-Förderung berichtet (siehe KI 

12/16) – nun ist sie bereits ausgeschöpft! 

Die KMU-Investitionszuwachsprämie 

wie auch die ähnlich ausgestaltete Inves-

titionszuwachsprämie für große Unter-

nehmen bzw. Großbetriebe (siehe auch 

KI 04/17) sind als Fördermaßnahmen für 

bestehende Unternehmen konzipiert. 

Die KMU-Investitionszuwachsprämie för-

dert Neuinvestitionen in das abnutzbare 

Anlagevermögen und greift dann, wenn 

die beantragten Investitionskosten für 

Kleinst- und Kleinunternehmen zumin-

dest um 50.000 € und für mittlere Unter-

nehmen zumindest um 100.000 € höher 

liegen als der Wert der durchschnittlichen 

jeweils neu aktivierten Anschaffungs- 

und Herstellungskosten des abnutzbaren 

KMU-INVESTITIONSZUWACHSPRÄMIE BEREITS 

AUSGESCHÖPFT
» KMU-Investitionszuwachsprämie 

bereits ausgeschöpft

» Unterschiedliche 
Kapitalerfordernisse bei GmbH – 
VfGH hat keine Einwände dagegen

» Nutzungsdauer von Baugeräten 
in der österreichischen 
Baugeräteliste - Update

» Aktuelles zur umsatzsteuerlichen 
Behandlung von VIP-Karten» 

» Kammerumlage 1 – pauschaler 
Satz von 0,3% trotz möglicher 
Härtefälle verfassungskonform

» Kosten für Sportcamps in den 
Ferien sind steuerlich abzugsfähig

» Der steuerrechtliche 
Monatsteiler zur Ermittlung der 
Urlaubsrückstellungen ist auch 
nach UGB angemessen

Anlagevermögens der letzten drei Ge-

schäftsjahre. Die Prämie beträgt für 

„Kleinst- und Kleinunternehmen“ bei 

einem Investitionszuwachs zwischen 

50.000 € und 450.000 € bis zu 15% und 

somit maximal 67.500 €. Bei „mittleren 

Unternehmen“ und einem Investitionszu-

wachs zwischen 100.000 € und 750.000 € 

beträgt die Prämie bis zu 10% und somit 

maximal 75.000 €.

Laut Informationen des für die Abwicklung 

zuständigen aws (Austria Wirtschafts-

service) konnten mit der ausgeschöpften 

KMU-Investitionszuwachsprämie rund 

1.900 Unternehmen bei Investitionen in 

Höhe von 1,6 Mrd. € unterstützt werden. 

Im Gegensatz zur Investitionszuwachsprä-

mie für große Unternehmen sind die Mittel 

für die KMU-Investitionszuwachsprämie 
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NUTZUNGSDAUER VON 

BAUGERÄTEN IN DER 

ÖSTERREICHISCHEN 

BAUGERÄTELISTE  

- UPDATE

Einen für die Praxis der Bauwirtschaft 

wichtigen Arbeitsbehelf stellt die 

österreichische Baugeräteliste (ÖBGL 

2009) dar. Diese enthält nicht nur 

Grundlagen für inner- und zwischen-

betriebliche Verrechnungssätze, son-

dern liefert auch Werte für die übliche 

Nutzungsdauer von mehr als 1.000 

Baugeräten. Die in der Baugeräteliste 

ausgewiesenen Nutzungsdauern wer-

den daher oftmals für Bilanzierungs- 

und Steuerzwecke herangezogen.

Das BMF (BMF-010203/0095-VI/6/2017 

vom 27.2.2017) hat nunmehr darüber 

informiert, unter welchen Umständen 

die Nutzungsdauern laut Baugeräte-

liste auch für steuerliche Zwecke als 

Abschreibungszeitraum akzeptiert 

werden. Demnach ist steuerlich von 

einem um 50% erhöhten Wert für die 

Nutzungsdauer auszugehen. Beträgt 

beispielsweise die Nutzungsdauer 

laut Baugeräteliste 6 Jahre, so ist die 

steuerliche Abschreibungsdauer mit 

9 Jahren anzunehmen.

Nach Ansicht der Finanzverwaltung 

war diese Vorgehensweise erstmals für 

jene Anlagen zu wählen, die im Veran-

lagungsjahr 2005 (!) zu erfassen sind. 

Letztmalig gilt sie für Baugeräte, wel-

che in vor dem 1.1.2018 beginnenden 

Wirtschaftsjahren angeschafft wur-

den bzw. werden. Für zum 14.12.2011 

bereits abgeschlossene Betriebsprü-

fungsverfahren, bei denen die steuer-

lichen Nutzungsdauern nach anderen 

Gesichtspunkten ermittelt wurden, ist 

aus Verwaltungsvereinfachungs- und 

Rechtssicherheitsgründen hingegen 

keine Änderung mehr vorzunehmen.
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bereits ausgeschöpft. Ab 1.1.2018 sollen 

wiederum Fördermittel in Höhe von 87,5 

Mio. € zur Verfügung stehen. Zu beachten 

ist schließlich, dass gegenüber der Erst-

fassung der Förderung (zukünftig) auch 

alle „Freien Berufe“ gefördert werden 

können. Der Kreis der nicht geförderten 

KMU-INVESTITIONSZUWACHSPRÄMIE BEREITS 

AUSGESCHÖPFT    (Fortsetzung von Seite 1)

Branchen wurde überdies erweitert (aus-

geschlossen sind z.B. Banken und Versi-

cherungen). Wir werden Sie über weitere 

Entwicklungen bzw. die „Neuauflage“ der 

KMU-Investitionszuwachsprämie rechtzei-

tig informieren.

UNTERSCHIEDLICHE KAPITALERFORDERNISSE BEI 

GMBH – VFGH HAT KEINE EINWÄNDE DAGEGEN

Nach zwei Änderungen des GmbH-Ge-

setzes in den Jahren 2013 und 2014 gibt es 

drei Arten von GmbH, für die je nach Grün-

dungsdatum unterschiedliche Kapitaler-

fordernisse gelten. Zur Erinnerung: Im Jahr 

2013 wurde das Mindeststammkapital von 

bis dahin 35.000 € auf 10.000 € gesenkt 

(„GmbH light“). Alte GmbH konnten ihr 

Stammkapital auf das niedrigere Niveau 

von 10.000 € senken. Mit dem Abga-

benänderungsgesetz 2014 hieß es wieder 

zurück zum Mindestkapital von 35.000 €, 

sofern nicht das „Gründungsprivileg“ in 

Anspruch genommen wird, nach welchem 

für die ersten 10 Jahre ein Kapital von 

10.000 € ausreicht. Eine Herabsetzung 

des Kapitals bei „alten“ Gesellschaften ist 

seit dieser Neuregelung allerdings nicht 

mehr möglich. Jene Gesellschaften, die 

zwischen dem 1.7.2013 und dem 28.2.2014 

(also zwischen den Gesetzesänderungen) 

gegründet wurden oder einen Herab-

setzungsantrag auf das Mindestkapital 

von 10.000 € gestellt haben, müssen bis 

1.3.2024 ihr Stammkapital wieder auf die 

35.000 € auffüllen.

Ein Gründer einer GmbH hat diese Bestim-

mungen bis zum Obersten Gerichtshof 

angefochten. Seitens des Obersten Ge-

richtshofes wurde ein Antrag an den Ver-

fassungsgerichtshof (VfGH) gestellt, die 

Bestimmungen über die Kapitalgrenzen 

aufzuheben. Der VfGH ist diesem Antrag 

in seiner Entscheidung vom 14.3.2017 (G 

311/2016) allerdings nicht gefolgt. Inhalt-

lich ist nach seiner Ansicht trotz der sehr 

kurzen Zeit zwischen den Änderungen 

nichts einzuwenden. 

Auch das Gründungsprivileg mit 10.000 €, 

welches zumindest zwischenzeitlich für 

neue GmbH geringere Kapitalisierungs-

erfordernisse als für bestehende GmbH 

bringt, wurde bestätigt. Der VfGH sieht 

darin nämlich einen rechtspolitischen 

Gestaltungsspielraum zur Förderung der 

Gründung von Gesellschaften mit be-

schränkter Haftung. Fazit: Die verschiede-

nen Regelungen zu den Mindestkapitalan-

forderungen von GmbH werden uns daher 

auch noch die nächsten Jahre begleiten.
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Mitglied selbst zu berechnen und viertel-

jährlich an das Finanzamt abzuführen. 

Die einfache Berechnung auf Basis der 

in Rechnung gestellten Umsatzsteuer-

beträge nimmt dabei Härtefälle in Kauf. 

Solche Härtefälle entstehen beispiels-

weise bei Handelsbetrieben mit großen 

Volumina und nur sehr geringen Margen 

(Deckungsbeiträgen). Bezogen auf eine 

geringe Marge können dann die 0,3% 

mitunter strukturell einen großen Teil der 

Deckungsbeiträge „absaugen“.

Ein mit dem Handel von Emissions-

zertifikaten befasstes Unternehmen 

hat gegen diese Regelung Beschwerde 

erhoben und das Bundesfinanzge-

richt hat daraufhin eine Prüfung des 

Zur Finanzierung der Wirtschafts-

kammer(n) müssen Mitglieder mit einem 

steuerbaren Jahresumsatz von mehr als 

150.000 € Umlagen (Kammerumlage 1, 

Kammerumlage 2 wenn Dienstnehmer 

beschäftigt sind und Grundumlage) be-

zahlen. Zur Bemessungsgrundlage für die 

Kammerumlage (KU 1) zählen alle dem 

Kammermitglied in Rechnung gestellten 

Umsatzsteuerbeträge (das sind Vorsteu-

ern inklusive nichtabzugsfähiger Vorsteu-

ern wie z.B. i.Z.m. PKW). Hinzu kommen 

noch die vom Mitglied geschuldete 

Einfuhrumsatzsteuer bzw. Erwerbsteuer 

sowie die Beträge anlässlich des Über-

gangs der Steuerschuld (Reverse Charge). 

Der KU1-Satz beträgt grundsätzlich 0,3% 

der Bemessungsgrundlage und ist vom 

Die Steuerreform 2015/2016 brachte aus 

umsatzsteuerlicher Sicht eine erfreuliche 

Änderung für die Betreiber von Sportver-

anstaltungen. So sank mit 1.1.2016 der 

Umsatzsteuersatz von historischen 20% 

auf den neuen ermäßigten Steuersatz 

von 13% für Eintrittsberechtigungen zu 

Sportveranstaltungen. Das führte im Jahr 

2016 u.U. zu einer beträchtlichen Vergüns-

tigung der Eintrittspreise für Sportveran-

staltungen. Nicht unter die Begünstigung 

fallen allerdings Start- oder Nenngelder 

als Gegenleistung für die Berechtigung zur 

Teilnahme an sportlichen Wettkämpfen.

Im Zuge der jüngsten Überarbeitung der 

Umsatzsteuerrichtlinien im Dezember 

2016 ergab sich allerdings eine Änderung 

im Bereich der umsatzsteuerlichen Be-

handlung von VIP-Karten für sportliche 

Wirtschaftskammergesetzes durch den 

Verfassungsgerichtshof beantragt. 

Wie aus der nunmehrigen Entscheidung 

vom 6.3.2017 (G 126/2016) hervorgeht, hat 

der Verfassungsgerichtshof die Regelung 

nicht als gleichheitswidrig eingestuft. 

Nach höchstgerichtlicher Auffassung ist 

nicht jede Härte im Einzelfall, die eine 

einheitliche Regelung mit sich bringt, als 

unsachlich zu werten. Dem Gesetzgeber 

muss es gestattet sein, einfache und leicht 

handhabbare Regelungen zu treffen, 

selbst wenn es bei einzelnen Kammer-

mitgliedern aufgrund der besonderen 

Gestaltung ihrer Umsätze zu einer unver-

hältnismäßigen Inanspruchnahme kom-

men kann.

Beispiel: Der Preis der teuersten „normalen“ 

Eintrittskarte zu einem sportlichen Event 

beläuft sich auf 100 €. Sofern eine VIP-Karte 

maximal 200 € kostet, ist das Entgelt der 

Karte auf die einzelnen Bestandteile aufzu-

teilen (z.B. 13% USt auf die Eintrittsberechti-

gung, 20% USt auf bspw. Parkplätze/Garde-

robe/inkludierte Getränke bzw. 10% USt auf 

inkludierte Speisen). Beläuft sich der Preis 

einer VIP-Karte auf über 200 €, so ist das 

Entgelt nicht in die einzelnen Bestandteile 

aufzuteilen – es unterliegt dann das gesam-

te Entgelt dem 20%igen Umsatzsteuersatz.

Es empfiehlt sich also die Preisgestaltung 

der einzelnen Tickets bzw. Pakete zu über-

prüfen, damit der Preis einer VIP-Karte ggf. 

maximal doppelt so teuer ist wie die teu-

erste „normale“ Eintrittsberechtigung. Nur 

so kann von einer umsatzsteuerlich vor-

teilhaften Aufteilung des Entgelts auf die 

einzelnen Bestandteile profitiert werden. 

Einen, wenn auch kleinen, Vorteil hat die 

Neuregelung zu VIP-Karten dennoch - der 

Steuerpflichtige spart sich das Aufteilen 

des Gesamtentgelts auf die einzelnen Teile 

und manchmal mühsame Diskussionen 

bei Betriebsprüfungen, falls die Aufteilung 

als nicht sachgerecht angesehen wird.

Veranstaltungen. Unverändert unter-

liegen Eintrittsberechtigungen für sport-

liche Veranstaltungen weiterhin dem 

13%igen Steuersatz. Immer wieder werden 

von Veranstaltern nicht nur Tickets für die 

eigentliche sportliche Veranstaltung ver-

kauft, sondern auch gesamte Pakete (sog. 

VIP-Karten), die neben der Eintrittsberech-

tigung für die sportliche Veranstaltung 

auch weitere Leistungen beinhalten. Bei 

diesen weiteren Leistungen handelt es sich 

beispielsweise um Zugang zu einen exklu-

siven VIP-Bereich, um Cateringleistungen 

oder auch um die Zurverfügungstellung 

von Abstellplätzen für Fahrzeuge. Die Fi-

nanzverwaltung geht bei solchen Paketen 

in gewissen Fällen von einer sogenannten 

„einheitlichen komplexen Dienstleis-

tung“ aus, welche dem Normalsteuersatz 

von 20% unterliegt. Eine VIP-Karte liegt 

laut Ansicht der Finanzverwaltung immer 

dann vor, wenn der Preis der Eintrittskar-

te mehr als doppelt so hoch ist als jener 

Preis der teuersten „normalen“ Eintritts-

karte zur sportlichen Veranstaltung. Die 

wesentliche Neuerung liegt darin, dass 

bei VIP-Karten nicht der ermäßigte 13%ige 

Steuersatz anwendbar ist, sondern der 

20%ige Steuersatz.

AKTUELLES ZUR UMSATZSTEUERLICHEN BEHANDLUNG VON VIP-KARTEN

KAMMERUMLAGE 1 – PAUSCHALER SATZ VON 0,3% TROTZ MÖGLICHER HÄRTEFÄLLE 

VERFASSUNGSKONFORM



Entgegen der Ansicht des Finanzamts 

gelangte das BFG zum Ergebnis, dass die 

Kosten steuerlich abzugsfähig sind, da 

es sich bei den Camps ausschließlich um 

Kinderbetreuung in der Ferienzeit handelt 

und Wissensvermittlung oder sportliche 

Betätigung keineswegs im Vordergrund 

stehen. Die Kosten für Unterricht (z.B. 

Schulgeld für Privatschulen) sind näm-

lich gem. VwGH-Rechtsprechung keine 
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DER STEUERRECHTLICHE MONATSTEILER ZUR ERMITTLUNG DER 

URLAUBSRÜCKSTELLUNGEN IST AUCH NACH UGB ANGEMESSEN

Betrachtungsweise zur Ermittlung des 

Monatsteilers Abwesenheitszeiten wie 

Feiertage, Urlaubstage und Krankenstand 

zu berücksichtigen sind. In der Praxis wird 

auf Basis dieser Argumentation bei der Be-

rechnung der Urlaubsrückstellungen nach 

UGB zunehmend ein Teiler von 18 An-

wesenheitstagen pro Monat verwendet; 

die unternehmensrechtlichen Urlaubs-

rückstellungen sind sodann höher als die  

steuerrechtlichen. 

Zu beachten ist jedoch, dass bei Anwen-

dung eines Monatsteilers von 18, Nicht-

leistungsaufwendungen für Abwesen-

heitszeiten künftiger Perioden bereits im 

aktuellen Geschäftsjahr aufwandswirk-

sam erfasst werden, was – auf Basis der 

Annahme, dass dem Dienstnehmer das 

Entgelt für 260 Arbeitstage pro Jahr und 

nicht nur für die in aller Regel geringeren 

Anwesenheitstage gewährt wird - nicht 

sachgerecht erscheint.

Sofern Dienstnehmer ihren Urlaubsan-

spruch bis zum Abschlussstichtag nicht 

zur Gänze verbraucht haben, ist für die 

künftige Konsumation der Urlaubstage 

eine Rückstellung zu bilden. 

Unstrittig ist, dass die Berechnung der 

Urlaubsrückstellungen auf Basis des Ent-

gelts, das u.a. laufende Bezüge, anteilige 

Sonderzahlungen und regelmäßige Prä-

mien und Provisionen umfasst, zu erfolgen 

hat. In Literatur und Praxis umstritten ist 

jedoch, welcher Monatsteiler der Berech-

nung der Rückstellungen zu Grunde zu 

legen ist.

Für die steuerrechtliche Berechnung der 

Urlaubsrückstellungen ist aufgrund der 

Rechtsprechung ein Teiler von 21,67 Ar-

beitstagen pro Monat heranzuziehen (= 

52 Wochen x 5 Arbeitstage / 12 Monate). 

In der unternehmensrechtlichen Litera-

tur wird diese Ansicht zum Teil kritisiert, 

da bei einer betriebswirtschaftlichen 

Es liegen somit sowohl für einen Monats-

teiler von 18 als auch für einen Monatstei-

ler von 21,67 vertretbare unternehmens-

rechtliche Argumente vor. 

Will man sich einen weiteren Posten bei 

der Mehr-Weniger-Rechnung und bei der 

Ermittlung der latenten Steuern ersparen, 

empfiehlt sich auch nach UGB bei der 

Berechnung der Urlaubsrückstellungen 

die Anwendung des steuerrechtlichen Mo-

natsteilers von 21,67.

Grundsätzlich können Kinderbetreuungs-

kosten bis höchstens 2.300 € pro Kind 

und Kalenderjahr als außergewöhnliche 

Belastung (ohne Selbstbehalt) geltend ge-

macht werden, sofern das Kind zu Beginn 

des Kalenderjahres das 10. bzw. das 16. 

Lebensjahr (bei Bezug erhöhter Familien-

beihilfe) noch nicht vollendet hat. 

Wichtig ist außerdem, dass die Betreu-

ung in einer öffentlichen institutionellen 

Kinderbetreuungseinrichtung gem. lan-

desgesetzlicher Vorschriften erfolgt oder 

sie durch eine pädagogisch qualifizierte 

Person, ausgenommen sind haushaltzu-

gehörige Angehörige, vorgenommen wird. 

Das Bundesfinanzgericht hatte sich (GZ 

RV/7103652/2010 vom 21.10.2016) mit ei-

nem Sachverhalt auseinanderzusetzen, in 

dem die Kinder in den Oster- und Semes-

terferien Schwimm- und Fußballcamps 

besuchten und diese Kosten als außerge-

wöhnliche Belastung steuerlich geltend 

gemacht werden sollten.

Kinderbetreuungskosten. Diese Einschät-

zung wird auch durch die entsprechenden 

Programme der Feriencamps untermauert, 

wobei es für die steuerliche Abzugsfähig-

keit nicht hinderlich ist, wenn die Freizeit-

gestaltung in den Camps pädagogisch 

sinnvoll gestaltet ist und auch ein ent-

sprechendes Bewegungsangebot für die 

teilnehmenden Kinder miteinschließt. 

Überdies spricht für die steuerliche Gel-

tendmachung, dass die Vermittlung von 

Wissen und Kenntnissen in einem Camp 

während der schulfreien Zeit üblicherwei-

se nicht im Vordergrund steht und dass 

das Ausmaß der sportlichen Betätigung 

jenes der (Kinder)Betreuung bei weitem 

unterschreitet. Entsprechend der Lohn-

steuerrichtlinien sind neben den Kosten 

für die Kinderbetreuung (im Feriencamp) 

auch die Verpflegungskosten - ohne Ab-

zug einer Haushaltsersparnis - und das 

Bastelgeld steuerlich absetzbar.

KOSTEN FÜR SPORTCAMPS IN DEN FERIEN SIND STEUERLICH ABZUGSFÄHIG


